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MEDIENMITTEILUNG 
 

Geschäftsprüfungskommission schliesst ihre Untersuchung zu den falschen Ab-
rechnungen durch Chefärzte an kantonalen Spitälern ab 

Falsche Abrechnungen und mangelhafte Aufsicht durch den Regierungsrat 

Die Geschäftsprüfungskommission (GPK) des Grossen 
Rats hat ihre zwei Jahre dauernde Prüfung zu den fal-
schen Abrechnungen durch Chefärzte sowie zur Auf-
sicht durch vorgesetzte Stellen, das zuständige Departe-
ment sowie durch den Regierungsrat abgeschlossen. 
Sie kommt dabei zum Ergebnis, dass falsche Abrech-
nungen stattgefunden haben und der Regierungsrat 
seine Aufsicht über die zu 100 Prozent dem Kanton ge-
hörenden Kantonsspitäler ungenügend ausgeübt hat.  

Die GPK hat im September 2018 eine Arbeitsgruppe damit 
beauftragt, den Hinweisen auf falsche Leistungsverbuchun-
gen an den Aargauer Kantonsspitälern nachzugehen. Im 
August 2019 hat sie zudem die Finanzkontrolle mit einer 
Sonderprüfung der Kantonsspitäler beauftragt. Die Arbeits-
gruppe der GPK hat in den letzten zwei Jahren versucht, 
sich anhand von Unterlagen, Gesprächen und mit Hilfe der 
Sonderprüfungsberichte der Finanzkontrolle ein Bild zu ma-
chen. Diese Woche hat sie ihren Schlussbericht vorgelegt, 
der von GPK-Plenarkommission genehmigt worden ist. 

Falsche Abrechnungen haben stattgefunden 
Die GPK hält zweifelsfrei fest, dass in den beiden Kan-
tonsspitälern, Kantonsspital Aarau AG und Kantonsspital 
Baden AG, falsche Abrechnungen stattgefunden haben. Die 
finanzielle Grössenordnung, der betroffene Zeitraum und die 
beteiligten Personen beziehungsweise die betroffenen Klini-
ken und Abteilungen sind jedoch weiterhin genauso wenig 
klar wie die Auswirkungen auf den Eigentümer. Dies liegt 
nach Auffassung der GPK unter anderem daran, dass die 
Spitalleitungen der beiden Kantonsspitäler den von ihnen mit 
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einer Überprüfung der Vorgänge beauftragten Revisionsun-
ternehmen zu enge Vorgaben gemacht haben. Die gegen-
über der GPK ausgeführten Beweggründe für den Verzicht 
auf eine umfassende Untersuchung hinterlassen ein unkla-
res Bild. Die GPK hat keine Anhaltspunkte für ähnliche Un-
regelmässigkeiten an der Psychiatrischen Dienste Aargau 
AG gefunden. 

Ungenügende Aufsicht des Regierungsrats 
Das Risikobewusstsein und das Risikomanagement des Re-
gierungsrats wird durch die GPK angesichts der nach wie 
vor ungeklärten Regress- und Reputationsfragen in diesem 
Fall als ungenügend erachtet. Zudem erkennt die GPK ein 
widersprüchliches Vorgehen seitens des Regierungsrats: 
Einerseits signalisiert dieser bis heute wenig Interesse an 
der vollständigen Aufklärung der Sachverhalte. Andererseits 
hat er seinerzeit eine Strafanzeige eingereicht. Der Verzicht 
des Regierungsrats, den Vorkommnissen an den Kan-
tonsspitälern auf den Grund zu gehen, hat dazu geführt, 
dass die GPK auf weiten Strecken gleichzeitig die Funktion 
der Aufsicht und der Oberaufsicht wahrgenommen hat.  

Empfehlungen und Erwartungen an den Regierungsrat 
Die GPK empfiehlt dem Regierungsrat, seine Aufsichts- und 
seine Eigner- beziehungsweise Eigentümerfunktion auch bei 
ausgelagerten Staatsanstalten umfassend wahrzunehmen. 
Eine Umwandlung der Spitäler in obligationenrechtliche Akti-
engesellschaften entbindet den Regierungsrat nach Ansicht 
der GPK nicht von dieser Verpflichtung, solange sich die 
Spitäler zu 100 Prozent im Kantonseigentum befinden.  

Die GPK erwartet zudem, dass jede grossrätliche Kommis-
sion, welche im Rahmen der Oberaufsicht tätig ist, künftig 
nicht bloss generell, sondern auch im Einzelfall auf ein opti-
males Zusammenwirken im positiven Interesse des Kantons 
zählen darf. Hierzu bedarf es einer offenen und effizienten 
Zusammenarbeit aller Akteure. Diese ist durch den Regie-
rungsrat jederzeit zu gewährleisten.  

 

Weitere Auskünfte für Medienschaffende: 

Marco Hardmeier, Kommissionspräsident Geschäftsprüfungskommission 
Telefon 079 488 23 22 (erreichbar am Donnerstag, 24. September 2020 von 15.45 bis 16.30 Uhr; ruft 
zurück) 

 

      
 



Aargau

KSA: «Wir haben die Untersuchungen unterstützt»
Kantonsspitäler weisen die Kritik der Kommission zurück. Für das KSB ist die Sache abgeschlossen.

Replik Die Geschäftsprüfungskommis-
sion (GPK) spart in ihrem Bericht zur
Chefarzt-Affäre nicht an Kritik an den
beiden Kantonsspitälern in Aarau
(KSA) und Baden (KSB). Diese hätten
eine vollständige und systematische
Aufarbeitung der Vorwürfe verhindert,
sodass letztlich kein umfassendes Bild
über den tatsächlichen Umfang fal-
scher Abrechnungen erstellt werden
konnte (siehe Artikel oben). Für die
Arbeitsgruppe der GPK ist unklar, wa-
rum genau die Spitäler auf eine umfas-
sende Untersuchung verzichteten. Die
Verantwortlichen der Spitäler haben
laut Bericht mit dem negativen Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis argumentiert
oder damit, dass das entsprechende
Vorgehen an vielen Spitälern in der
SchweizwährendJahrensogehandhabt
worden sei. Ausserdem seien gewisse
Systeme respektive Unterlagen «nicht
mehr lückenlos nutzbar».

KSA-Mediensprecherin Isabelle Wen-
zinger widerspricht der Darstellung der
Geschäftsprüfungskommission. Der
Verwaltungsrat und die Geschäftslei-
tung des Spitals hätten den Austausch
mit der Politik stets geschätzt. «Wir ha-
bendieUntersuchungenderGeschäfts-
prüfungskommission entsprechend in
jeder Hinsicht kooperativ unterstützt
und wurden von der Finanzkontrolle
ausdrücklich für die gute Zusammen-
arbeit gelobt.» Die Finanzkontrolle
komme auch zum Schluss, so Wenzin-
ger, dass die vom KSA extern in Auftrag
gegebenen Untersuchungen «in jeder
Form angemessen waren» und die er-
griffenen Massnahmen den Hand-
lungsbedarf gedeckt hätten.

Auch KSB-Mediensprecher Omar
Gisler betont, die Geschäftsleitung und
der Verwaltungsrat hätten «umgehend
gehandelt» und die Vorfälle «umfas-
send von externen Gutachtern aufklä-

ren lassen», nachdem die Honorar-
Affäre publik geworden war.

«Prozessschwächen führten
zudenProblemen»

Das Gutachten habe gezeigt, «dass
nicht Bereicherungsabsichten, sondern
Prozessschwächen zu den Problemen
führten». Das KSB habe daraufhin
«eine Reihe von Massnahmen» einge-
leitet. Die Finanzkontrolle des Kantons
sei in einer Sonderprüfung zum Schluss
gekommen, «dass im KSB effektiv ein
verstärktes Controlling stattfindet und
die Prozessmängel behoben wurden»,
sagt Gisler. Die vom KSB ergriffenen
Massnahmen seien von der Finanzkon-
trolle als «adäquat» erachtet worden,
«um die identifizierten Risiken abzu-
decken». Für das KSB sei die Sache so-
mit abgeschlossen.

Beide Kantonsspitäler verweisen
ausserdem auf das neue Lohnsystem,

das per 1. Januar 2019 eingeführt wur-
de. Dieses erlaube für Ärztinnen und
Ärzte keine fallbezogenen Vergütungs-
anteile mehr und verhindere so finan-
zielle Fehlanreize. «Das Lohnsystem
hat schweizweit Vorbildcharakter»,
sagt Wenzinger.

Die Sonderprüfung durch die Fi-
nanzkontrolle, auf deren Bericht beide
Spitäler verweisen, sollen sie laut dem
BerichtderGeschäftsprüfungskommis-
sion mit einem Rechtsgutachten zu ver-
hindern versucht haben. Das Gutach-
ten haben die beiden Kantonsspitäler
unddiePsychiatrischenDiensteAargau
(PDAG) gemeinsam in Auftrag gege-
ben. Allerdings nicht, um die Prüfung
zu verhindern, wie am Rande der gest-
rigen Medienkonferenz zu erfahren
war, sondern um juristische Klarheit zu
erlangen.

Noemi Lea Landolt

Fabian Hägler

«Es kann zweifelsfrei festgehalten wer-
den, dass in den beiden Kantonsspitä-
lern KSA und KSB falsche Abrechnun-
gen stattgefunden haben.» Zu diesem
Schluss kommt die Geschäftsprüfungs-
kommission (GPK) des Grossen Rates,
die zwei Jahre lang die Chefarzt-Affäre
untersucht hatte. Recherchen der AZ
hatten im Jahr 2018 gezeigt, dass der
Orthopädie-Chefarzt in Baden und der
Angiologie-Chefarzt in Aarau wieder-
holt Leistungen abrechneten, die sie
gar nicht erbracht hatten. Konkret ging
es darum, dass die Chefärzte bei Ope-
rationen nicht anwesend waren, aber
dennoch Honorare verrechneten.

Die beiden fehlbaren Ärzte mussten
Rückzahlungen an die Spitäler leisten,
in Baden waren es 45 000 Franken, in
Aarau 5800 Franken. Seit die AZ diese
Zahlen publik gemacht hatte, kam im-
mer wieder die Frage auf, weshalb die
Beträge derart niedrig waren, obwohl
die Ärzte jahrelang an den beiden Spi-
tälern tätig waren. Dies kann auch die
GPK nicht klären, wie SVP-Grossrat
und Kommissionsmitglied Daniel Aebi
an einer Medienkonferenz sagte. Die
finanzielleGrössenordnung,derbetrof-
fene Zeitraum und die beteiligten Per-
sonen sind demnach weiter offen.

Die beiden Spitäler liessen die Vor-
fälle zwar durch Revisionsunterneh-
men untersuchen, schränkten die Prü-
fungen laut GPK aber derart ein, dass
viele Fragen offen bleiben. So seien nur

Abrechnungen aus begrenzten Zeiträu-
men überprüft worden. Gewisse Fälle
hätten die Spitäler «vorbereinigt, um
unterhalb einer ‹Systematik-Schwelle›
zu liegen zu kommen». Kommissions-
präsident Marco Hardmeier erklärte:
«Das ist so, wie wenn ich meine Park-
und Geschwindigkeitsbussen aus der
Zeit vor 2014 nicht berücksichtigen und
dann sagen würde, ich sei kein systema-
tischer Verkehrssünder.»

Kommission ist irritiert
überdasVerhaltenderSpitäler

Darüber hinaus gab es laut Aebi von ei-
nigen Revisionsberichten mehrere Ver-
sionen. Schliesslich seien wichtige Per-
sonen bei den Prüfungen im Auftrag
der Spitäler gar nicht befragt worden.
Die AZ weiss: Dies trifft auf die Infor-
manten zu, welche die Leitung des KSA
auf falsche Abrechnungen des Angio-
logen hingewiesen hatten.

Die beiden Kantonsspitäler zeigten
sich laut Aebi auch gegenüber der GPK
wenig kooperativ. Die Kommission ist
irritiert, dass die Spitäler versuchten,
die Sonderprüfungen durch die Finanz-
kontrolle mit einem Rechtsgutachten
zu verhindern. Zudem habe ein Spital
versucht, einen Mitarbeiter, den die
GPK zur Befragung eingeladen hatte,
von diesem Gespräch abzuhalten. Laut
der «NZZ» handelt es sich dabei um
den Risikomanager des KSA.

Die Spitalleitungen hätten insge-
samt wenig Verständnis für die Unter-
suchung gezeigt, sagte Aebi. Dies habe

zu einer Verzögerung von fünf Mona-
ten und einem Vertrauensverlust in der
Zusammenarbeit geführt. Bedenklich
sei zudem, dass Unterlagen wie Dienst-
pläne oder Anwesenheitskontrollen im
Operationssaal, die eine nachträgliche
Überprüfbarkeit möglich machen wür-
den, nicht lückenlos vorhanden seien,
kritisierte Aebi. Er wies darauf hin, dass
Verstösse gegen das Gesundheitsgesetz
vorliegen könnten. Dieses verlangt,
dass für Patienten zehn Jahre nachvoll-
ziehbar sein muss, «welcher Arzt den
Eingriff tatsächlich und faktisch vorge-
nommen hat».

Regierungsrat lieferteAktenerst
siebenMonatenachAufforderung

Die GPK kritisiert aber nicht nur die
beiden Kantonsspitäler, sondern auch
den Regierungsrat. Dieser habe als Ver-
treter des Kantons, in dessen Besitz das
KSA und das KSB stehen, seine Aufsicht
ungenügend ausgeübt. Die Regierung
habe Hinweise auf die Unregelmässig-
keiten bei den Abrechnungen gehabt,
Risikobewusstsein und Risikomanage-
ment seien aber mangelhaft gewesen.

Zudem sieht die Kommission ein
widersprüchliches Vorgehen des Regie-
rungsrats: «Einerseits signalisiert die-
ser bis heute wenig Interesse an der
vollständigen Aufklärung der Sachver-
halte. Andererseits hat er seinerzeit
eine Strafanzeige eingereicht.» Irritiert
ist die GPK, dass es sieben Monate dau-
erte, bis die Regierung angeforderte
Akten für die Untersuchung lieferte.

Speziell ist in dieser Hinsicht der Rol-
lenwechsel von Jean-Pierre Gallati: Der
heutige Gesundheitsdirektor war im
Sommer 2018 noch SVP-Grossrat und
brachte die Chefarzt-Affäre mit einem
Vorstoss ins Rollen. Die damals amtie-
rende Regierungsrätin Franziska Roth
ist inzwischen zurückgetreten.

Die GPK empfiehlt nun dem Regie-
rungsrat, seine Aufsichtsfunktion bei
den Kantonsspitälern umfassend wahr-
zunehmen. Eine Umwandlung der Spi-
täler in Aktiengesellschaften entbinde
den Regierungsrat nicht von dieser Ver-
pflichtung. Regierungssprecher Peter

Buri sagt auf Anfrage, der Regierungs-
rat habe den gestern veröffentlichten
Bericht der GPK zu falschen Abrech-
nungen von Chefärzten zur Kenntnis
genommen. Inhaltlich äussert sich Buri
weder zur Kritik der Kommission noch
zu den Empfehlungen, die sie abgibt.
Er hält lediglich fest: «Der Regierungs-
rat wird den Bericht und die darin ent-
haltenen Erwartungen und Empfehlun-
gen analysieren, über allfällig daraus
resultierenden Handlungsbedarf bera-
ten und anschliessend dann die Öffent-
lichkeit über seine Erkenntnisse und
Beschlüsse informieren.»

Chefarzt-Affäre:
Etwas Licht, noch
mehr Irritation
Die Geschäftsprüfungskommission (GPK) bestätigt, dass zwei Chefärzte an den
Kantonsspitälern Aarau und Baden falsch abgerechnet haben. Restlos aufgeklärt
ist die Affäre allerdings nicht – weil die Spitäler nicht alle Informationen lieferten
und der Regierungsrat wenig Interesse an umfassenden Untersuchungen zeigte.

Geschäftsprüfungskommission im Zentrum des Interesses: Daniel Aebi (rechts) undMarco Hardmeier (2. von rechts) geben Auskunft zur Chefarzt-Untersuchung. Bild: Fabio Baranzini
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Freitag, 25. September 2020

ANZEIGE

Bauchfrei-Debatte: «Lieber eine
Schuluniform als unklare Regeln»
Für Vorschlag bräuchte es eine Gesetzesänderung – Versuch in Basel gescheitert.

Kleiderordnung Die neue Regelung an
der Kreisschule Aarau-Buchs ist um-
stritten. Bei mehrfachen Verstössen
gegen die Kleiderordnung (zum Bei-
spiel bauchfrei oder Trainerhose) gibt
es einen Abzug bei der Bewertung der
Sozialkompetenz. SP-Grossrätin Lelia
Hunziker aus Aarau sprach sich in ihrer
AZ-Kolumne für individuelle Kleidung
der Schülerinnen und Schüler aus. Al-
lerdings gebe es viele offene Fragen bei
der Beurteilung. Deshalb machte Hun-
ziker einen anderen Vorschlag: «Her
mit der Schuluniform!»

Auf Nachfrage sagt die Grossrätin,
für siegeltederGrundsatz:«Liebereine
SchuluniformalsunklareRegeln.Lieber
sagen,wasgeht,anstatt sagen,wasnicht
geht.» Sie sei dafür, dass es entweder
keine Regeln gebe oder dann eine Uni-
form. «Das Zwischendurch finde ich
heikel,weilungenauundvorallemstig-
matisierend.» Die Schule werde damit
wertend und moralisierend, kritisiert
Hunziker. Das dürfe sie nicht sein.

Remi Bürgi, der Geschäftsleiter der
Kreisschule Aarau-Buchs, teilt auf An-
frage mit: «Gemäss der Schulaufsicht
im Bildungsdepartement wäre für die
Einführung einer Schuluniform eine
Gesetzesänderung notwendig.» Somit
liege es nicht in der Kompetenz der

Schule, eine Uniform einzuführen. For-
derungen nach Schuluniformen, die in
asiatischen Ländern, den USA oder in
England üblich sind, werden auch in
der Schweiz immer wieder laut.

2006 wurde in Basel ein sechs-
monatiger Versuch durchgeführt. Zwei
9. Klassen einer Weiterbildungsschule
erhielten ein 14-teiliges Kleiderset. Lin-
dengrüne Jacken, beige Pullover und
Shirts mit farbigen Streifen und dunkle

Jeans oder Jupes mussten sie tragen.
Doch der Versuch scheiterte und wur-
de nicht weitergeführt: «Die Jugendli-
chen akzeptieren die Kleider nicht als
Schuluniform», sagte der Schulrektor
damals gegenüber der NZZ. Die 15-
und 16-Jährigen fänden, die speziell für
den Versuch entworfene Designerklei-
dung entspreche nicht ihrem Stil.

Fabian Hägler

Grünliberale fordern Aufklärung
und schliessen eine PUK nicht aus
Reaktionen Die Geschäftsprüfungs-
kommission (GPK) kritisiert, die Kan-
tonsspitäler Aarau und Baden hätten
ihre Untersuchung behindert (Artikel
links). «Es läge im Interesse aller Betei-
ligten, durch eine systematische Auf-
arbeitung insbesondere den Zustand
eines schwebenden Verdachts auszu-
räumen», heisst es im Bericht der GPK.
Gemeint ist der Verdacht, dass die fehl-
baren Chefärzte schon früher falsche
Abrechnungen erstellt haben könnten.
Die Bereitschaft, die offenen Fragen
aufzuarbeiten, ist bei den Spitälern laut
GPK offensichtlich nicht vorhanden.

Die Grünliberalen (GLP), die vor
zwei Jahren den Einsatz der GPK ver-
langt hatten, fordern nun eine weiter-
gehende Aufklärung. Die GLP stört sich
gemäss einer Mitteilung daran, «dass
die GPK in vielen Punkten irritiert ist,
aber nicht auf der vollständigen Klä-
rung beharren konnte oder vermoch-
te». Die GLP verlangt vom Regierungs-
rat, dass er für Transparenz sorgt. Von
den Spitälern erwartet die Partei, «dass
sie Versäumnisse nachholen und pro-
aktiv zur Aufklärung beitragen».

GrossrätekönntenEinsetzung
einerPUKverlangen

Die GPK kann keine weiteren Untersu-
chungen vornehmen, zudem würde der
Finanzkontrolle die Kapazität dazu feh-
len, wie Kommissionspräsident Marco
Hardmeier auf Nachfrage der AZ sagt.
Doch der Grosse Rat könnte aktiv wer-
den und eine Parlamentarische Unter-
suchungskommission (PUK) einsetzen,
die noch weitergehende Vollmachten
als die GPK hätte. Der Bericht zur nun
beendeten Untersuchung kommt wohl
im Herbst ins Kantonsparlament, den

Antrag auf eine PUK könnte jedes Rats-
mitglied stellen. Auch die Geschäfts-
prüfungskommission könnte die Ein-
setzung einer PUK beantragen. «Das
haben wir zum jetzigen Zeitpunkt aber
nicht beschlossen», sagt Hardmeier.

Die Grünliberalen fordern in ihrer
Mitteilung keine PUK, sondern stellen
zahlreiche Fragen. Diese werde man
wohl als Interpellation einreichen, sagt
Fraktionschefin Barbara Portmann auf
Nachfrage. Sollten die Antworten nicht
zufriedenstellend ausfallen, schliesst
sie eine PUK allerdings nicht aus.

Strafverfahren imFalldes
KSA-Chefarztes läuftnoch

Derweil läuft im Fall des ehemaligen
Chefarztes am Kantonsspital Aarau –
der Mann arbeitet seit Ende November
2018 nicht mehr dort – ein Strafverfah-
ren. Die Staatsanwaltschaft ermittelt
gegen unbekannt, weil weitere Perso-
nen involviert sein könnten. Die mög-
lichen Straftatbestände: Betrug, Falsch-
beurkundung, ungetreue Geschäftsbe-
sorgungundbetrügerischerMissbrauch
einer Datenverarbeitungsanlage.

Die Staatsanwaltschaft hatte zuerst
keine Ermittlungen aufgenommen,erst
nach Aufforderung durch den Regie-
rungsrat eröffnete sie im Februar 2019
einVerfahren.SVP-FraktionschefinDé-
sirée Stutz hatte dies kritisiert, eine
PUK hält sie aber für unnötig. «Es ist
unklar, was damit zusätzlich geklärt
werden könnte», sagt Stutz auf Anfra-
ge. Wichtiger sei es, in die Zukunft zu
schauen und solche Vorfälle künftig zu
verhindern. Dafür müsse die Regierung
die Empfehlungen der GPK umsetzen.

Fabian Hägler

Geschäftsprüfungskommission im Zentrum des Interesses: Daniel Aebi (rechts) undMarco Hardmeier (2. von rechts) geben Auskunft zur Chefarzt-Untersuchung. Bild: Fabio Baranzini

Versuch mit Schuluniformen: Aus einem Set mit 14 Teilen konnten Basler Schüle-
rinnen und Schüler im Jahr 2006 auswählen. Bild: Walter Bieri / Keystone (17. 10. 2006)

Wir alle werden mal krank und machen schwere Zeiten durch. Gerade dann müssen wir
Entscheidungen bezüglich unserer Behandlung treffen, die nicht immer leichtfallen. Als führende
Krankenversicherung der Schweiz unterstützen wir unsere Kundinnen und Kunden dabei, sich
schnell und einfach zu orientieren. Erfahren Sie alles über unser Engagement als Ihr Gesundheits-
partner auf css.ch/gesundheit.

Hallo Aargauerinnen.
Hallo Aargauer.

Wissen,was los ist: Der digitale Ratgeber
myGuide prüft Krankheits-Symptome innert
Kürze und erteilt Rat, ob ein Arztbesuch oder
ein anderer Behandlungsweg notwendig sind.
Ein Anruf genügt: Die telemedizinische Beratung
steht unseren Versicherten täglich 24h kostenlos
zur Verfügung.
Guter Rat ist nicht teuer:Operieren oder nicht?
Welche Alternativen gibt es?Wenn Ihnen eine
Ärztin oder ein Arzt eine Operation empfiehlt,
können Siemit uns eine neutrale Zweitmeinung
einholen.
Vergleichen lohnt sich: Je nach Aufenthalts-
grund gibt es Spitäler, in denen Sie besser
aufgehoben sind. Unser QualiCheck informiert
über Behandlungsqualität und Patientenzufrie-
denheit in Schweizer Akutspitälern.
Das richtige Angebot finden: Der CSS-Gesund-
heitscoach hilft Versicherten, immer das passende
Gesundheitsangebot zu finden.

Gerne erzählen wir Ihnen bei einem persönlichen
Gespräch noch mehr zu unseren Angeboten.
Rufen Sie einfach an oder besuchen Sie uns in
einer CSS-Agentur in Ihrer Nähe.

CSS-Agenturen in Ihrer Nähe:
Aarau, Reinach, Frick, Zofingen
Alle Standorte auf css.ch/agentur

Gesund werden mit der CSS.
Eine Auswahl unserer Leistungen*:

* Die Leistungen setzen in der Regel den Abschluss
bestimmter Versicherungen voraus.

Hallo
Leben.

Wir sind bereit.

Deine Gesundheit.
Dein Partner.

Bis zum

30. Nov
ember

zur CSS

wechseln
.
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Kantonsspital Aarau wollte Ermittlungen behindern
Eine Untersuchung des Parlaments bringt weitere Verfehlungen ans Licht – vieles bleibt aber nebulös

ERICH ASCHWANDEN, SIMON HEHLI

Im Kanton Aargau brodeln derzeit
gleich mehrere Chefarzt-Affären. Zum
einen hat das Kantonsspital Aarau
(KSA) im April seinen obersten Neuro-
chirurgen J. F. entlassen. Wie NZZ-
Recherchen zeigten, soll der Mediziner
während mehrerer Jahre ein Mittel zur
Tumorerkennung eingesetzt haben, das
für die von ihm durchgeführten Anwen-
dungen nicht zugelassen ist. Insgesamt
sollen rund 1800 Patienten das Mittel er-
halten haben.

In zwei weiteren Fällen geht es um
manipulierte Chefarzt-Honorare. Ein
Gutachten hatte nämlich 2018 fest-
gestellt, dass der Name des Chefarztes
Angiologie am KSA 500-mal auf Rech-
nungen stand, obwohl er laut Dienstplan
bei den entsprechenden Eingriffen gar
nicht anwesend war. Am Kantonsspital
Baden (KSB) war es ein Chefarzt aus
der Orthopädie, der unkorrekte Hono-
rarabrechnungen ablieferte.

«Systematische» Abweichungen

Am Mittwoch bestätigte die Geschäfts-
prüfungskommission (GPK) des Aar-
gauer Grossen Rates, dass es in den bei-
den Spitälern «zweifellos» zu falschen
Abrechnungen durch Chefärzte gekom-
men ist. Zu diesem Schluss ist die GPK
in einer längeren Untersuchung gekom-

men.Allerdings bleibe vieles unklar – die
finanzielle Grössenordnung, der betrof-
fene Zeitraum und die beteiligten Per-
sonen beziehungsweise die betroffenen
Kliniken und Abteilungen genauso wie
die Auswirkungen auf den Eigentümer,
also den Kanton Aargau. Die Schuld für
diesen Umstand sieht die GPK auch bei
den beiden Spitalleitungen: Diese hät-
ten den Revisionsunternehmen, welche
die Vorgänge hätten aufarbeiten sol-
len, zu enge Vorgaben gemacht. Kon-
kret konnte die GPK nicht den ganzen
Zeitraum der mutmasslichen Manipu-
lationen untersuchen, sondern musste
sich auf Revisionsberichte stützen, wel-
che die Spitäler selber in Auftrag ge-
geben hatten. Diese umfassten jeweils
nur eine bestimmte Zeitspanne. «Aus-
serdem gab es von einigen der Revi-
sionsberichte mehrere Versionen, was
uns stutzig gemacht hat», erklärte GPK-
Mitglied Daniel Aebi (svp.).

Der NZZ liegt einer dieser Revi-
sionsberichte vor. Er deckt den Zeit-
raum von Juli bis November 2015 ab.
Dabei geht es um Operationen der Ab-
teilung Angiologie des KSA. Bei ins-
gesamt 32 von 95 Stichproben stell-
ten die Revisoren Abweichungen fest.
«Die Häufigkeit der festgestellten Ab-
weichungen in den Stichproben deuten
auf einen systematischen Vorgang hin»,
betonen die Revisoren. Weiter erwähnt
die GPK, dass die untersuchten Organi-

sationen die Sonderprüfung der Finanz-
kontrolle mit einem Rechtsgutachten zu
behindern versuchten. Neben den bei-
den Kantonsspitälern wurde auch der
Psychiatrische Dienst Aargau unter die
Lupe genommen. In diesem Bereich
stellten die Parlamentarier keine Mani-
pulationen fest.

Schadenersatz in Millionenhöhe

Scharf kritisierte Kommissionspräsident
Marco Hardmeier (sp.) den Umstand,
dass eine der beteiligten Organisatio-
nen einem ihrer Angestellten verbieten
wollte, vor der GPK zu erscheinen und
auszusagen. Wie die NZZ aus mehre-
ren Quellen weiss, handelte es sich bei
dieser Person um den Risikomanager
des KSA. Womit auch der Bogen zur
Affäre des Chefarztes Neurochirurgie
geschlagen wäre.

Nachdem die GPK entsprechend
Druck gemacht hatte, durfte der Risiko-
manager im vergangenen August doch
noch aussagen, und seine Informationen
waren brisant: Er informierte die Politi-
ker nämlich darüber, dass auf das KSA
Schadenersatzforderungen in der Höhe
von mehreren Millionen Franken zu-
kommen könnten. Dies, weil der Neuro-
chirurg F. von seinen Patienten keine
Einwilligung für die Abgabe des Mit-
tels 5-ALA zur Tumormarkierung ein-
geholt habe. Bereits hängig ist die Klage

einer Frau, die 2013 behandelt worden
ist und die sich als Versuchskaninchen
missbraucht fühlt.

Kritik übt die GPK auch an der
Aargauer Regierung: Deren Risiko-
bewusstsein und das Risikomanage-
ment seien angesichts der nach wie vor
ungeklärten Regress- und Reputations-
fragen in der Honorar-Affäre ungenü-
gend. Zudem handelt der Regierungs-
rat aus Sicht der Kantonsräte wider-
sprüchlich: «Einerseits signalisiert die-
ser bis heute wenig Interesse an der
vollständigen Aufklärung der Sachver-
halte.Andererseits hat er seinerzeit eine
Strafanzeige eingereicht.»

Allerdings stammte der einge-
schränkte Untersuchungsauftrag aus
dem Jahr 2018, als Franziska Roth an
der Spitze des Gesundheitsdeparte-
ments stand. Ihr Nachfolger Jean-Pierre
Gallati (svp.) dürfte mehr Interesse an
einer lückenlosen Klärung der Vorgänge
haben, war er es doch, der als Parlamen-
tarier die Honorar-Manipulationen an
die Öffentlichkeit brachte. Auch im Fall
des entlassenen Neurochirurgen besteht
die Hoffnung, dass die Vorgänge ohne
Scheuklappen aufgeklärt werden. «Wir
sind dankbar und froh, dass die Regie-
rung ein Aufsichtsverfahren in die Wege
geleitet hat», erklärte GPK-Präsident
Hardmeier. Die Kommission empfehle
der Regierung, sie laufend zu informie-
ren und begleitend beizuziehen.

EU-Asylreform
ist ganz im Sinne
der Schweiz
Der Bundesrat zeigt sich zufrieden

DANIEL STEINVORTH, BRÜSSEL

Ende Juli sicherte der deutsche Innen-
minister Horst Seehofer Bundesrätin
Karin Keller-Sutter noch einmal zu, dass
die Schweiz in den Verhandlungen über
die europäische Migrationspolitik mit
am Tisch sitzen würde. Seehofer sprach
damit etwas Selbstverständliches aus.
Denn obwohl die Schweiz kein Stimm-
recht besitzt, darf sie als assoziiertes
Dublin-Schengen-Mitglied mitreden,
wenn es um migrationspolitische Koope-
ration im Schengenraum geht. Weil Kel-
ler-Sutter nie ein Hehl daraus machte,
dass sie Europas Asylpolitik für stark
reformbedürftig hält, machte sie von
diesem Recht auch ausgiebig Gebrauch.

Am Mittwoch nun präsentierte die
EU-Kommissions-Präsidentin Ursula
von der Leyen den «neuen Pakt für
Migration und Asyl». Im Dauerstreit
über die Umverteilung von Asylbewer-
bern hat Brüssel darin einen kontrover-
sen Ansatz gewählt: Statt Mitgliedstaa-
ten zur Aufnahme von Flüchtlingen und
Migranten zu verpflichten, könnten ein-
wanderungskritische Regierungen auch
bei der Rückführung abgelehnter Asyl-
bewerber und beim Migrationsmanage-
ment helfen. Weitere Eckpunkte wie
die Einführung von schnellen Asylver-
fahren, die verstärkte Zusammenarbeit
mit Herkunfts- und Transitländern, aber
auch die Öffnung legaler Zugangswege
für Migranten entsprechen ganz den
Vorstellungen, auf die sich auch See-
hofer und Keller-Sutter im Juli einigen
konnten. Die Bundesrätin sagte denn
auch dem SRF, sie begrüsse die Vor-
schläge der Kommission grundsätzlich.
Sie folgten der Stossrichtung des Bun-
desrates, der immer schon einen besse-
ren Schutz der Aussengrenzen, effizien-
tere Verfahren und eine gemeinsame
Rückkehr-Politik gefordert habe.

Ob die Gesetzesvorschläge, die erst
noch von den EU-Staats- und -Regie-
rungschefs und vom EU-Parlament be-
raten werden müssen, in ihrer jetzigen
Form überleben, ist allerdings fraglich.
Widerstände sind programmiert, die
Gräben in der Asylfrage sind tief. Beim
Staatssekretariat für Migration in Bern
will man gleichwohl schon jetzt prü-
fen, welche Aspekte des Paktes für die
Schweiz rechtlich verbindlich wären.
Klar ist: Wird die bestehende Dublin-
Verordnung tiefgreifend reformiert oder
gar abgeschafft, ist die Schweiz als asso-
ziiertes Mitglied direkt betroffen und
muss ihre eigene Gesetzgebung diesen
Änderungen anpassen. Auch bei der
Eurodac-Verordnung, die die Identifi-
zierung von Asylbewerbern verbessern
soll, und beim gemeinsamen EU-Rück-
kehrsystem kämen Veränderungen auf
die Schweiz zu. Nicht wirksam dürfte für
sie hingegen der neue «flexible Solidari-
tätsmechanismus» sein, der Staaten eine
sogenannte Rückführungs-Patenschaft
auferlegen kann.

Gewerkschaften kritisieren Reiseregeln
Arbeitnehmerverbände der Luftfahrt fordern eine Lockerung der Quarantänepflicht und mehr Corona-Tests

WERNER ENZ

Die Schweizer Luftfahrt steht mitten in
einer existenziellen Krise, denn die Nor-
malisierung des Flugbetriebs kommt
wegen der zahlreichen Reisebeschrän-
kungen und Quarantänebestimmungen
auch in Europa nur zögerlich in Gang.
Anfang der Woche zeichneten Füh-
rungsverantwortliche der Swiss ein düs-
teres Bild. Sie wiesen darauf hin, dass
das Netzwerksystem aus dem Gleich-
gewicht geraten sei. Die Flugleistung
des Vorjahres werde zurzeit um rund
70% unterboten. Nach der Öffnung von
Grenzen im Schengenraum im Sommer
haben jüngst Reiserestriktionen in Spa-
nien und in Grossbritannien die Kund-
schaft wieder stark verunsichert.

Sorge um Arbeitsplätze wächst

Sukkurs erhält die Schweizer Luftfahrt
jetzt von den Gewerkschaften, was die
Dramatik der Lage unterstreicht. Aero-
pers als Interessenvertreterin der Piloten
wie auch die Gewerkschaften VPOD,
Kapers (Kabinenpersonal), SEV Gata
(Bodenpersonal) und der Kaufmänni-
sche Verband kritisieren gemeinsam
das geltende Quarantäneregime. Unbe-
stritten sei der Schutz der Bevölkerung,
der Reisenden und der Mitarbeitenden,
doch müssten die Quarantänebestim-
mungen hinterfragt werden.

Thomas Steffen hält als Aeropers-
Vertreter fest, dass die enorme Pla-
nungsunsicherheit, ausgelöst durch
die ständige Neudefinition der Risiko-
gebiete, durch Einreiserestriktionen und
Quarantänebestimmungen, den Luft-
verkehrsmarkt habe kollabieren las-
sen. Die Unternehmen und Mitarbei-
tenden der helvetischen Luftfahrt seien
aber dringend darauf angewiesen, dass
sich eine Normalisierung der Reisetätig-
keit einstelle. Werde das nicht erreicht,
würde mittelfristig eine Welle von Fir-
meninsolvenzen Tausende von Arbeits-
plätzen vernichten.

Die Gewerkschaften klagen nicht
nur, wie es bei Lohnforderungen in der
Vergangenheit oft der Fall war, son-
dern sie bringen auch Ideen zur Sta-
bilisierung des Fluggeschäfts ein. Die
Schweiz habe gegenüber einigen EU-
Staaten Nachholbedarf, wenn es um
Covid-19-Tests gehe. Dazu sagt Stef-

fen: «Was die Schweiz nicht schafft,
machen einige EU-Staaten bereits vor.
Das Vorweisen eines aktuellen nega-
tiven Covid-19-Testergebnisses ermög-
licht Erleichterungen und Ausnahmen
zu den geltenden Quarantänebestim-
mungen. Mit Testzentren auch an Flug-
häfen könnte effizientes Testen deutlich
vereinfacht werden.»

Auch Stefan Tschudin, der am Flug-
hafen Zürich für den Flugbetrieb verant-
wortlich zeichnet, hat sich in einem Ge-
spräch mit der NZZ jüngst für das Ein-
richten von Testzentren starkgemacht.
Offensichtlich gibt es in der stark gebeu-
telten Branche einen breiten Konsens
darüber, dass im Abwehrkampf gegen
das Virus neue Wege beschritten wer-
den sollten.Aeropers ist skeptisch in Be-
zug auf die Frage, ob eine minime Ver-
kürzung der Quarantänepflicht – also

weniger als zehn Tage – etwas bringe,
so dass das Vertrauen in sichere Flug-
reisen zurückkehre.

Nur ein System mit kontrollierten
Tests von Einreisenden aus Risiko-
gebieten könne Planungssicherheit für
Passagiere sowie Unternehmen in der
Luftfahrtbranche schaffen. Wie rasch
ein Testsystem an Schweizer Flughäfen
eingerichtet werden kann, ist offen. Die
Gewerkschaften betonen, dass dies nur
eine Frage des Willens sei.

Erfahrungen mit Schnelltests

Hinter den Kulissen arbeiten mehrere
Fluggesellschaften daran, mit Corona-
Schnelltests das zurzeit darniederlie-
gende internationale Fluggeschäft wie-
der in Gang zu bringen. Die Lufthansa-
Gruppe will noch im Oktober ein Pilot-

projekt für einige Destinationen in den
Vereinigten Staaten lancieren, ist dabei
aber auf die Zustimmung der Behör-
den angewiesen.

Ein Lufthansa-Sprecher bestätigte
am Donnerstag, dass in Kooperation
mit Partnern in den USA Erfahrungen
mit Schnelltests gesammelt werden sol-
len. Voraussichtlich wird die Lufthansa
solche Tests nicht mit eigenem Perso-
nal durchführen, sondern sich etwa in
Frankfurt die Dienste des Anbieters
Centogene sichern. Die Swiss trifft in
Abstimmung mit ihrer Muttergesell-
schaft Lufthansa auch Vorbereitungen
für Corona-Schnelltests.Auf Anfrage er-
klärte die Swiss-Sprecherin, es würden
verschiedene Szenarien evaluiert. Auf-
grund behördlicher Vorgaben in den
verschiedenen Ländern ändere sich die
Ausgangslage fast täglich.

Die Fluggesellschaft Swiss trifft derzeit Vorbereitungen für Corona-Schnelltests. KARIN HOFER / NZZ

BAG-Direktorin
leitet ad interim
Task-Force
(sda) · Die neue Direktorin des Bundes-
amtes für Gesundheit, Anne Lévy, wird
interimistisch die Corona-Task-Force
leiten. Sie wird dabei ab Oktober von
Christine Kopp unterstützt, die vom
Schweizerischen Roten Kreuz (SRK)
zum BAG stösst. Mit der Leitung der
Abteilung Übertragbare Krankheiten,
die bisher Stefan Kuster innehatte, wird
in den kommenden Monaten Andrea
Arz de Falco betraut, wie das BAG zu
Berichten des Onlineportals Nau.ch be-
kanntgab. Am Mittwoch war bekannt-
geworden, dass Kuster, der die Leitung
der Abteilung Übertragbare Krankhei-
ten von Daniel Koch Ende März über-
nommen hatte, zurücktreten wird. Kus-
ter will aber weiterhin auf Mandatsbasis
für die Behörde arbeiten.

NZZ, 25.09.20
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Der Waadtländer Staatsanwalt
Eric Cottier ist zufrieden. «Das
Recht ist korrekt angewendet
worden. Das ist der Hauptauf-
trag, den ein Gericht hat», sagte
er gestern, nachdem dasWaadt-
länder Kantonsgericht 12 Lau-
sanner Klimaaktivisten wegen
Hausfriedensbruchs verurteilt
hatte.

Ein Einzelrichter amBezirks-
gericht Lausanne hatte im Janu-
ar im selben Fall komplett anders
entschieden – für die Aktivisten
und gegen Cottier. Bei derKlima-
erwärmung handle es sich um
einen «rechtfertigenden Not-
stand», hielt derRichter fest. Die-
ser habe die Aktivisten im No-
vember 2018 legitimiert, in einer
Lausanner Filiale der Credit
Suisse Tennis zu spielen und so
gegen klimaschädliche Investi-
tionen der Bank zu protestieren.

Das Kantonsgericht hat die-
ses Urteil gestern aufgehoben. Es
anerkennt zwar den Klimawan-
del und teilt die Besorgnis der
Studenten über die verheeren-
den Naturereignisse der letzten
Monate, aber das Gericht geht
nicht von einem Notstand aus.
Die offizielle Schweiz bemühe
sich, denAusstoss derTreibhaus-
gase zu reduzieren und die Kli-
maziele zu erreichen, betonte
Gerichtspräsident Christophe
Maillard bei der Urteilsverkün-
dung. Damit sieht das Gericht
auch keine Legitimation, im In-
nern einer Bank zu demonstrie-
ren und damit Recht zu verletz-
ten, wie es die Aktivisten nach
Ansicht des Gremiums taten.

Zudem hätten sie sich gegen
die eingreifenden Polizisten phy-
sisch zurWehr gesetzt, indem sie
Arme und Beine ineinander ver-
ketteten. Anders als der Einzel-
richter der ersten Instanz ahn-
dete das Kantonsgericht auch
einen Verstoss gegen das Lau-
sannerPolizeireglement,weil die
Jugendlichen für ihre Kundge-

bung vor der Bank keine Bewil-
ligung eingeholt hatten.

Gerichtspräsident Maillard
rief dieVerurteilten auf, sichmit
Initiativen, Petitionen und in
Parlamenten für ihre Sache ein-
zusetzen.Die freieMeinungsäus-
serung sei in diesemLand garan-
tiert. «Es ist möglich, die Propa-
gandaziele mit legalen Mitteln
zu erreichen, ohne eine Straftat
zu begehen», so der Richter.

Eine Richterin widerspricht
Das Dreiergremium aus zwei
Richtern und einerRichterinwar
sich in der Urteilsfindung in
mehreren Punkten nicht einig
geworden.Die Richterin bestand
darauf, dass der Gerichtspräsi-
dent bei der Urteilsverkündung
darauf hinwies, dass sie den
Straftatbestand der Hinderung
einerAmtshandlung fürnicht er-
füllt hielt und auch mit dem
Strafmass nicht einverstanden
war. Damit sorgte die Richterin
für ein seltenes Ereignis in der
Waadtländer Rechtssprechung.

Zehn der zwölf Aktivisten
wurden zu einer Geldstrafe von
400 Franken und 150 Franken
Busse verurteilt. Zwei Frauen
müssen 200 Franken Strafe und
100 Franken Busse bezahlen.
Dazu kommen pro Person
300 Franken für Gerichts- und
Untersuchungskosten.

Der grüne Politiker und nun
verurteilte Aktivist Paul Caste-
lain sagte, das Urteil schockiere
ihn. Die Rechtsprechung schüt-
ze Politik und Finanzplatz für
ihre Untätigkeit und treibe die
besorgte Jugend weiter in die
Verzweiflung. Man werde sich
aber nicht entmutigen lassen,
sondern beim Klimaprotest in
Bern weiterkämpfen. Anwältin
Irène Wettstein kündigte an,
das Urteil beim Bundesgericht
anzufechten.

Philippe Reichen, Lausanne

12 Klimaaktivisten in
zweiter Instanz verurteilt
Kantonsgericht Die Aktion in der CS-Filiale
sei Hausfriedensbruch gewesen.

Stephan Israel, Brüssel

Das Schweizer Eintrittsgeld zu
Europas Prestigeprojekt wäre
eigentlich auf gutem Weg. Der
Ständerat hat gestern als Erstrat
die notwendigen Gelder für Ho-
rizon Europe in der Höhe von
rund sechs Milliarden Franken
gesprochen.Doch unterwelchen
Bedingungen die Schweizer For-
scherinnen und Forscher am
Ende amüber80Milliarden Euro
schweren EU-Forschungspro-
gramm teilnehmen können, ist
derzeit alles andere als klar. Die
EU erwägt neue Konditionen, die
es für die Schweiz im Extremfall
unattraktiv machen könnten,
überhaupt anzudocken. Das hat
auch den Bundesrat aufge-
schreckt, der in seiner Sitzung
heute über Horizon berät.

Statt eines unkomplizierten
Assoziierungsvertrags wie bis-
her sollen Drittstaaten wie die
Schweiz eine Art Dachabkom-
men abschliessen müssen, eine
neue Rechtsgrundlage für alle
Beteiligungen an EU-Program-
men. Um ein solches komplexe-
res Dachabkommen abschlies-
sen zu können, bräuchte der
Bundesrat ein neues Verhand-
lungsmandat, und am Ende
stünde ein internationaler Ver-
trag, der vom Parlament geneh-
migt und eventuell in einemRe-
ferendum bestehen müsste.

Neue Teilnahmegebühr
Im Prinzip soll Horizon Europe
am 1. Januar 2021 nahtlos an-
schliessen können,wenn das bis-
herige Forschungsprogramm
Horizon 2020 ausläuft.Wenn die
EU in den Beratungen zwischen
Kommission, Mitgliedstaaten
und Parlament bei der neuen
Rechtsgrundlage für die Assozi-
ierung von Drittstaaten bleibt,
wird die Schweiz nur mit gros-
ser Verzögerung überhaupt ein-

steigen können. Vor 2023 oder
2024würden Schweizer Forscher
wohl kaum ihre Anträge einrei-
chen oder sich an europäischen
Projekten beteiligen können, also
erst etwa zur Hälfte der Laufzeit
vonHorizon Europe.Und auf die
Schweiz könnte noch eine wei-
tere Forderung zukommen, die
den Preis zusätzlich hochtreiben
würde. In den Verhandlungen
mit den Briten verlangt die EU-
Kommission einen Aufschlag in
Form einer Teilnahmegebühr
von sieben Prozent, die in den
EU-Haushalt fliessen soll.Als in-
direkter Beitrag für die Kohä-
sionspolitik der EU.

Dabei war die Ausgangslage
schonvor den neuenHürdenwe-
niger vorteilhaft als bei den bis-
herigen siebenjährigen For-
schungsprogrammen. So ist die

Schweiz nicht mehr zusammen
mit den EWR-Staaten in der
zweiten Kategorie der assoziier-
ten Länder, sondern in einerneu-
en,vierten Gruppemit Drittstaa-
tenwie Israel, Kanada, Japan und
Grossbritannien. Die neue Ein-
teilung wurde nach dem Brexit
vor allem mit Blick auf den bri-
tischen Forschungsplatz vorge-
nommen. Die Schweiz hat sich
vergeblich dagegen gewehrt.Nur
eine überraschende Einigung
beim institutionellen Rahmen-
abkommen könnte hiervielleicht
noch etwas ändern.

Neuwurde ebenfalls vor dem
Hintergrund des Brexit das Prin-
zip «Pay as you go» eingeführt.
Das bedeutet, dass Drittstaaten
nicht mehr Gelder aus den För-
dertöpfen beziehen können, als
sie einzahlen.

Die Schweizwird alsowegen des
Brexit gleich mehrfach bestraft.
Für Verärgerung auf Schweizer
Seite sorgt auch, dass assoziier-
te Drittstaaten aus der vierten
Kategorie künftig von gewissen
Programmen ausgeschlossen
werden können. So soll das For-
schungsprogrammprioritär das
Wachstum in der EU fördern,
und der Schutz der finanziellen
Interessen derUnion soll imVor-
dergrund stehen.

Forschung ist jetzt auch In-
dustriepolitik.Anders als früher,
als es bei den Programmen der
EU hauptsächlich um Wettbe-
werb, die Förderung von Exzel-
lenz und Spitzenforschung ging.
Immer stärker mischt sich nun
die Politik ein. Ob das die Posi-
tion des Forschungsplatzes
Europa stärkt, ist umstritten.

Wegen Brexit mehrfach bestraft
Teures EU-Forschungsprogramm Sechs Milliarden soll die Schweiz an Horizon zahlen.
Doch der Zugang ihrer Forscher zum EU-Prestigeprojekt wird immer schlechter.

Innovativ: Eine Drohne für sensible Güter auf dem Gelände der ETH Lausanne. Foto: Valentin Flauraud (Keystone)
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Markus Häfliger

Nationalrat Hans-Peter Port-
mann war derart hässig, dass er
dieVerfassungsordnung umstos-
sen wollte. Der Ständerat habe
einfach «zuvielMacht» und «re-
präsentiert nicht die aufgeklärte
Mehrheit des Volkes», empörte
sich der Zürcher FDP-Mann auf
Twitter. Der Auslöser für seinen
Ärger: Eine Ständeratskommis-
sion hatte einen Entscheid ge-
fällt, der Portmann nicht passte.

Das war vor einem Monat.
Doch jetztwird Portmanns Frust
wissenschaftlich untermauert:
Der Ständerat ist tatsächlich
mächtiger als der Nationalrat,
dem Portmann angehört. Das
weisen drei Politologen der Uni-
versitäten Bern und Lausanne
nach. Ihre Studie erscheint nächs-
te Woche im Sammelband «Der
Ständerat»,denSeanMuellerund
der Berner Politologie-Professor
Adrian Vatter herausgeben.

Sean Mueller, Seraina Dick
und Rahel Freiburghaus haben
die parlamentarischen Beratun-
gen von 1053 Vorlagen in den
letzten 14 Jahren ausgewertet. Ihr
Fazit: Der Ständerat sei «klar»
der stärkere Rat.

Der doppelte Vorteil
Ein solches Studienergebnis
dürfte es eigentlich gar nicht ge-
ben. Die Schweiz hat laut Bun-
desverfassung ein perfektes
Zweikammersystem.Das heisst:
Neue Gesetze gibt es erst, wenn
beide Kammern dem identischen
Wortlaut zustimmen. Kein Rat
kann den anderen überstimmen.
Dieses Gleichgewicht unterschei-
det die Bundesversammlungvon
denmeisten Zweikammerparla-
menten weltweit.

Natürlich: Ein einzelnes Stän-
deratsmitglied hatte schon im-
mermehrGewicht als ein Natio-
nalratsmitglied. Es macht nun
mal einen Unterschied, ob eine
Ständerätin eine von 46 ist – oder
ein Nationalrat bloss einer von
200. Neu ist jetzt aber der Nach-
weis, dass die kleine Kammer
auch als Ganzes messbar mehr
Macht hat als die grosse.

Die Politologen belegen das
anhand des Differenzbereini-
gungsverfahrens: Ein Gesetzes-
entwurf geht so lange zwischen
den beiden Kammern hin und

her, bis sich beide einig sind.
Wenn es nach jeweils drei Bera-
tungsrunden keine Einigung
gibt, treffen sich je 13 Ratsmit-
glieder beider Kammern zur so-
genannten Einigungskonferenz.

In diesemMechanismus siegt
der Ständerat messbar häufiger:
In 54 Prozent aller Differenzen
ist es der Nationalrat, der
schliesslich auf die Version des
Ständerats einschwenkt. Der
Ständeratmuss nur in 46 Prozent
der Fälle nachgeben. In der letz-
ten Legislatur gab es insgesamt
67 Differenzen, die in einer Eini-
gungskonferenz zu Endeverhan-
deltwurden.Auch hier setzte sich
der Ständerat häufiger durch,
nämlich in 32 Fällen. Der Natio-
nalrat gewann nur 21-mal.

Woher kommt dieses Überge-
wicht des Ständerats? Entschei-
dend ist laut Politologen,dass der
Ständerat nicht nur kleiner, son-
dern auch homogener ist als der

Nationalrat. In der kleinen Kam-
merdominieren dieMittepartei-
en FDP und CVP, ältere Männer
und Juristen.Dieses einheitliche-
re Profil erleichtert die Konsens-
findung innerhalb des Rats, was
seineDurchsetzungskraft gegen-
überdempolarisiertenNational-
rat stärkt. Vor allem in der Eini-
gungskonferenz trifft oft eine re-
lativ geeinte Truppe aus dem
Ständerat auf eine gespalteneAb-
ordnung des Nationalrats.

Nicht unproblematisch
Zudem kann der Ständerat dank
seiner Kleinheit seine Geschäfte
effizienter abarbeiten. So ist er
schneller wieder für Neues pa-
rat – und kann darum neueVor-
lagen öfter als der Nationalrat
zuerst behandeln.DerErstrat ge-
niesst im Schweizer System tak-
tische Vorteile: Er kann gewisse
Vorentscheide fällen oder spezi-
fische Gutachten in Auftrag ge-

ben. Einzelne Bundesräte nutzen
diesesAgenda-Setting-Potenzial
des Ständerats gezielt aus.Alain
Berset zum Beispiel hat bei sei-
nen beiden grossen Rentenrefor-
men – Altersvorsorge 2020 und
AHV21 – hinter den Kulissen da-
rauf hingewirkt, dass der Stän-
derat Erstrat wurde. So konnte
Berset zumindest teilweise den
Nationalrat ausspielen,wo ermit
seinen Vorlagen auf grössere
Widerstände stiess.

Aus demokratiepolitischer
Sicht ist das Übergewicht des
Ständerats nicht unproblema-
tisch,wieAdrianVatter in einem
anderen Kapitel des Buchs auf-
zeigt. Denn die kleine Kammer
repräsentiert das Volk deutlich
schlechter als der Nationalrat.
Die Jungen, die Frauen, die
Nichtakademiker, SVP und Grü-
ne sind in der kleinen Kammer
im Vergleich zur Bevölkerung
untervertreten.

Darum würden sich die Verfas-
sungsväter, die 1848 die moder-
ne Schweiz erfanden, im Grab
umdrehen, wenn sie die Studie
der drei Politologen lesenmüss-
ten. Damalswollten die progres-
siven Kräfte eigentlich nur einen
Nationalrat – als repräsentative
Volkskammer. Die Kantonskam-
mer akzeptierten sie blosswider-
willig – als Konzession an die
katholischen Kantone, welche
zuvor den Sonderbundskrieg
verloren hatten.

Bis heute wird der Ständerat
oft als «Stöckli« verniedlicht. Ge-
meint war mit diesem Überna-
men ursprünglich: Greisenheim.
Doch jetztweisen die drei Polito-
logen nach:Wenn schon,dann ist
der Nationalrat das Anhängsel.

SeanMueller, Adrian Vatter (Hg.),
«Der Ständerat – Die zweite Kam-
mer der Schweiz», NZZ Libro 2020.
298 Seiten, ca. 39 Franken.

DiewahrenMachtverhältnisse in Bern
Ständerat mächtiger als Nationalrat Laut Verfassung sind die beiden Kammern des Parlaments gleich stark.
Doch jetzt weisen drei Politologen nach, dass das nicht stimmt.

Im Zentrum der Macht: Die Statue der drei Eidgenossen bildet den Mittelpunkt der Kuppelhalle des Bundeshauses. Foto: Urs Jaudas

100’000 Kinder sind jedes Jahr in
alle Arten von Verfahren invol-
viert: Unter anderem in Strafver-
fahren, Kindesschutz- oder
Scheidungsverfahren. Wenn El-
tern sich beispielsweise um Sor-
ge, Obhut oder Besuchszeiten
streiten, sind siemit je einemAn-
walt vertreten. Die Kinder gehen
dabei unter. Sie sind zwar im
Mittelpunkt des Streits, doch ihr
völkerrechtlich verbrieftes Recht
auf Information, Anhörung und
Mitsprache geht oft vergessen.

Nun wird der Bund eine Om-
budsstelle schaffen, an die sich
Kinder in Rechtsverfahren wen-
den können. Mit dem Entscheid
des Nationalrats, der am Don-
nerstag eine Motion von FDP-
Ständerat Ruedi Noser überwie-

sen hat, ist die Ombudsstelle be-
schlossen. Der Ständerat hatte
dieMotion imMärz überwiesen.
ImNationalrat fiel der Entscheid
mit 138 zu 46 Stimmen. Nur die
SVPwar dagegen.

«Ich ärgere mich, wenn Kin-
der in Scheidungsverfahren zum
Spielball der streitenden Eltern
werden», begründet Noser sei-
nen Vorstoss, der vor Jahresfrist
in der Wissenschafts- und Bil-
dungskommission des Stände-
rats erstmals eineMehrheit fand.
«Oder dass sie im Fall einer
Fremdplatzierung oft nicht mit-
reden können.» FrühereVorstös-
sewaren chancenlos.Mittlerwei-
le teilt eine Mehrheit des Parla-
ments die Ansicht, dass Kinder
mehr Gehör brauchen.

Die Kinderanwaltschaft Schweiz
verzeichnet jährlich rund 400
Anrufe von Kindern. Das klingt
dann etwa so: «Ich muss ins
Heim, doch ichmöchte lieber zur
Tante. Ich wurde aber nicht ge-
fragt. Können Sie mir helfen?»

Langjährige Verbindung
Direkt helfen kann die Kinder-
anwaltschaft nicht. Doch berät
sie Kinder und vermittelt zwi-
schen ihnen und den Behörden.
Sie ist ein Projekt auf Zeit, Ende
2020 läuft ihr Engagement aus.
Um die Zeit zu überbrücken, bis
die Ombudsstelle des Bundes
ihren Betrieb aufnimmt, wurde
im Sommer eine Stiftung ge-
gründet, die ab 2021 eine
schweizweite Ombudsstelle für

Kinder betreibt. Das sagt Irène
Inderbitzin, Geschäftsführerin
der Kinderanwaltschaft.

Die Übergangsorganisation
wird auch mit privaten Geldern
finanziert, mit einer Spende der
Versicherungsgesellschaft Zurich
im Umfang von 1,3 Millionen
Franken. Das deckt knapp die
Hälfte derAusgaben, fürdenRest
hofft Inderbitzin auf Beiträgevon
Bund und Kantonen. Zwischen
derZurich undderKinderanwalt-
schaft besteht eine langjährige
Verbindung: Verwaltungsrats-
präsident Michel Liès und Juan
Beer, CEO von Zurich Schweiz,
sind Botschafter der Kinderan-
waltschaft, ebenso ein weiterer
Verwaltungsrat der Zurich. Fran-
çois Rapeaud, ein Kadermannder

Versicherung, ist Präsident des
Vereins Kinderanwaltschaft.

Kritiker im Parlamentwende-
ten insbesondere ein, dass es
mehrere Institutionen gebe, die
sich für Kinder einsetzten, etwa
Pro Juventute oder das Jugend-
beratungstelefon 147.Auch Bun-
desrat Alain Berset hatte für ein
Nein zur Ombudsstelle plädiert.

Wenn diese nun mit privaten
Geldern finanziert wird, stellt
sich die Frage, ob der Staat über-
haupt aktivwerdenmuss. Ruedi
Noser sagt: «Ein Engagement
wie jenes der Zurich beruht in
der Regel auf einer persönlichen
Betroffenheit. Es ist deshalb
nicht langfristig.»

Claudia Blumer

Bundesrat schafft eine Ombudsstelle für Kinderrechte
Nationalrat überweist Motion Kinder brauchen in Rechtsverfahrenmehr Gehör, findet Ruedi Noser.

Ständerat setzt sich
bei Datenschutz durch
Grossprojekt Nachdrei JahrenDe-
batte ist die Totalrevision des
Datenschutzgesetzesbereit fürdie
Schlussabstimmung von heute.
Der Nationalrat hat den höheren
Hürden beim automatisierten
AuswertenvonPersonendaten im
letztenMoment zugestimmt.Den
Kompromissvorschlag hatte der
Ständerat gemacht.Hauptziel der
Vorlage ist es, die 28 Jahre alten
Regeln zum Datenschutz an die
Gegenwart anzupassen. (sda)

Falsche Abrechnungen
an Aargauer Spitälern
Gesundheitswesen In den beiden
Aargauer Kantonsspitälern ist es
zu falschen Abrechnungen durch
Chefärzte gekommen. Dieses Fa-
zit hatdieGeschäftsprüfungskom-
mission des Kantonsrates nach
einerUntersuchung gezogen.Um
welche Beträge es sich handelt,
bleibt jedochunklar.Genausowie
der betroffene Zeitraum und die
beteiligten Personen. (sda)

Nachrichten

DerAargau sei «vom Industrie-
kanton zumArmenhaus»
geworden. So klagt der Aargauer
SVP-Nationalrat Andreas Glar-
ner in der aktuellen «Weltwo-
che» – und fordert Steuersen-
kungen, um «attraktive Firmen
und gute Steuerzahler» anzulo-
cken.Wir sind uns nicht ganz
sicher, ob Glarner das Konzept
der Standortförderungwirklich
verstanden hat. Die Aargauer
Steuern müssten jedenfalls ins
Bodenlose sinken, um den
Imageschaden auszugleichen,
den Glarner seinem Kanton
dieseWoche mit seinen Ausfäl-
ligkeiten auf dem Bundesplatz
(«Frau Arschlan») beschert hat.

Die Klimademo auf dem Bun-
desplatz brachte nicht nur
Glarner, sondern auch seinen
Parteikollegen Roland Rino
Büchel aus der Façon. Die
Videoaufnahme, in der Büchel
Klimademonstranten wild
beschimpft («Heb de Rüssel!»
«Abfahre!»), hat echte Opern-
drama-Qualität. Unterlegt mit
Vivaldi-Musik, liesse sich der
Clip denn auch treffend als
«Orlando furioso» betiteln. In
der literarischen Vorlage wird
der verlorene Verstand des
«rasenden Roland» übrigens
später auf dem Mond wieder-
gefunden.

Bleibt als Dritte im Bunde noch
SP-Nationalrätin Jacqueline
Badran, die sich in den Demo-
wirren zu einem Fluch über
«huere fucking Glarner» hat
hinreissen lassen. Dafürmusste
sie Kritik einstecken – im Jass-
turnier des Parlaments vermoch-
te sie als Siegerin dieseWoche
hingegen buchstäblich aufzu-
trumpfen.Was CVP-Präsident
Gerhard Pfister auf Twitter zum
trockenen Kommentar veran-
lasste: «Zeigt ja nur, dass Kennt-
nisse von Jass- und Anstands-
regeln nicht zwingend zusam-
mengehören müssen.» (fre)

Imagepolitur mit
Andreas Glarner

Frappé fédéral

TA, 25.09.20
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derNettoaufwand für den Kan-
tonauf 50,6MillionenFranken,
für die Gemeinden auf 17,1Mil-
lionen. Der steilere Anstieg der
Lohnkurve zuBeginn, diehöhe-
ren Anfangslöhne und die Aus-
richtung am Markt führen zu
diesenMehrkosten.

Lehrerverbandund
Schulleiter fürAnpassung

Aber diese Kosten würden teil-
weisenachwenigen Jahrenwie-
der ausgeglichen, sagt Kathrin
Scholl, Präsidentin des Aargau-
ischen Lehrerinnen- und Leh-
rerverbands. «Das jetzige Sys-
tem ist für teurere, ältere Lehr-
personen und Quereinsteiger
attraktiver als für Jüngere», sagt
sie.Daswürde sichmit«Arcus»
ändern und wiederum zu Ein-
sparungen führen, das hätten
Berechnungen ergeben.

Sowieso tue ein neues, kon-
kurrenzfähigesLohnsystemnot,
so Scholl: «Wir hatten noch nie
so viele Kantonsübertritte von
Lehrpersonen, wie in diesem
Jahr.» Der Mangel an geeigne-
ten Lehrkräften sei vorhanden
und müsse behoben werden.
Der Verband hätte sich vom
Kantonzwar etwasmehrTrans-
parenzgewünscht, sagt diePrä-
sidentin. Insgesamt seien die
LehrerinnenundLehrermit der
Vorlage aber einverstanden.

So sieht es auchderVerband
der SchulleiterinnenundSchul-
leiter Aargau. Der Kanton leide
seit JahrenamMangel anausge-
bildetenLehrkräftenundkönne
sodieQualität seiner Schulen je
länger je mehr nicht mehr hal-
ten, schreibt der Schulleiter-
Verband in seinem Positions-

papier zurLohnrevision.Dieak-
tuelleAlterseinstufung sei zwar
für Quer- und Wiedereinstei-
gende attraktiv, «es benachtei-
ligt aberdie Jungenund führt zu
hohenKosten,weil Ältere kom-
menund Jüngeregehen».Durch
die Laufbahnoptionen, die bes-
sere Lohnentwicklung in den
ersten Berufsjahren und die in-
dividuelle Lohnfestlegungwer-
dederLehrberufmitdemneuen
Modell attraktiver, ist der Ver-
band überzeugt.

Voraussichtlich im Dezem-
berwirdderGrosseRatüberdie
«Arcus»-Vorlage entscheiden.
Bei seinerZustimmungdesPar-
laments soll das neue Lehrer-
lohnsystem auf den 1. Januar
2022 eingeführt werden.

SP verlangt mehr Kontrolle
über die Kantonsspitäler
Nach demBericht zur Chefarzt-Affäre schliesst die Partei nicht aus,
dass künftig wieder ein Regierungsrat imVerwaltungsrat sitzen soll.

Noemi Lea Landolt

Zwei Chefärzte an den beiden
Kantonsspitälern inAarau (KSA)
und Baden (KSB) haben falsch
abgerechnet.ZudiesemSchluss
kommt die Geschäftsprüfungs-
kommission (GPK)desGrossen
Rates in ihrem Bericht, den sie
am Donnerstag vorgestellt hat
(AZvomFreitag). Vielmehrhat
dieArbeitsgruppederKommis-
sionabernichtherausgefunden.
Die Affäre ist damit weiterhin
nicht restlos geklärt. Das liegt
laut Kommission daran, dass
weder Spitäler noch Regierung
an einer vollständigen Aufklä-
rung interessiertwaren.«Unge-
nügend» war aus der Sicht der
GPK sowohl die Aufsichtsfunk-
tionals auchdasRisikobewusst-
seinunddasRisikomanagement
des Regierungsrates.

Für die SP Aargau zeigt die
Untersuchung der Chefarzt-
Affäre, dass es auch bei privat-
rechtlich geführten Firmen im
Besitz der öffentlichen Hand
«klare und eindeutigeKontroll-
mechanismen des Staates»
braucht. Dass die beiden Kan-
tonsspitäler als Aktiengesell-
schaften organisiert sind, ent-
binde den Regierungsrat nicht
davon, seiner Oberaufsichts-

pflicht «umfassend» nachzu-
kommen, schreibt die SP.

«RegelmässigeGespräche
reichenoffenbarnicht»

MitdemBerichtderGPKsei die
Sache für ihrePartei nicht abge-
schlossen, sagt Fraktionspräsi-
dentin Claudia Rohrer. Der Be-
richt sei eine sehr gute Diskus-
sionsgrundlage, umauszuloten,
wie die heutigen Regeln für
Gesellschaften in staatlichem
Besitz verbessert werden könn-
ten.DieUntersuchungderChef-
arzt-Affäre zeige,dass regelmäs-
sige Eigentümergespräche zwi-
schen den Spitälern und dem
Regierungsrat sowiedieBericht-
erstattung der Spitäler an den
Regierungsrat «nicht reichen,
um ein angemessenes Risiko-
management sicherzustellen».
Rohrer schliesst deshalb nicht
aus, dasskünftigwieder einMit-
glied des Regierungsrates oder
einePersonausderKantonsver-
waltung im Verwaltungsrat der
Spitäler sitzen soll. «Wir dürfen
nicht davor zurückschrecken,
Vor- und Nachteile zu analysie-
ren. Die heutigen Regeln sind
nicht in Stein gemeisselt.»

Die SP werde die aktuellen
Eignerstrategien der Spitäler
und die Regeln der Corporate

Governanceanalysierenundbei
Bedarf über Vorstösse imGros-
senRatAnpassungenverlangen.
«Der Staat kann und darf sich
nicht ausdemServicepublic zu-
rückziehen», sagt Rohrer.

Umständeverändernstatt
Vergangenheit aufarbeiten

Um die Vorwürfe im Zusam-
menhang mit falschen Abrech-
nungenandenKantonsspitälern
restlos zu klären, könnte der
Grosse Rat eine Parlamentari-
sche Untersuchungskommis-
sion (PUK) einsetzen. In der
Fraktion der SP gebe es sicher
Grossrätinnen und Grossräte,
die sich eine PUK vorstellen
könnten, sagt Rohrer.

Sie selbstwird diesbezüglich
aber nicht vorpreschen: «Ich
schaue lieber in die Zukunft.»
GewisseDingewerdemanviel-
leicht nie imDetail nachvollzie-
hen oder klären können. «Aber
anhandderbisherigenErkennt-
nissekönnenwirdieZukunft ge-
stalten», ist sie überzeugt.

Neben der SP haben auch
dieGrünliberalenangekündigt,
amThemadranzubleibenund –
wenn nötig – im Grossen Rat
weitereVorstösse einzureichen.
Für die GLP sind viele Fragen
nochoffen (sieheArtikel unten).

ANZEIGE

Nachrichten
Einbrecher auf frischer
Tat festgenommen

Lupfig DankderMeldungeines
Nachbarn hat die Kantonspoli-
zei am Freitag einen Rumänen
und einen Georgier beim Ein-
bruch in eine Wohnung festge-
nommen. Tatort war ein Mehr-
familienhaus an der Bahnhof-
strasse in Lupfig. (az)

Mitmehr als 2Promille
einenUnfall verursacht

Mellikon Ein stark alkoholisier-
ter 48-jähriger Italiener hat bei
einer Abzweigung ein anderes
Auto übersehen und gerammt.
Verletztwurdeniemand, es ent-
standabergrosserSachschaden.
Der Unfallfahrer wies einen Al-
koholwert von 2 Promille auf,
die Polizei nahm ihm den Füh-
rerausweis aufder Stelle ab. (az)

Unfall auf derAutobahn:
Fordüberschlägt sich

Kölliken Nach einer seitlichen
Kollision mit einem Mitsubishi
Pajero ist ein Ford S-Max von
der A1 abgekommen und hat
sich mehrfach überschlagen.
Der Fordlenker wurde verletzt
ins Spital gebracht, der Unfall-
verursacherbliebunverletzt. (az)

Junglenker krachtmit
BMW indieTunnelwand

KüttigenEin 19-Jährigerhatmit
seinen BMW nach dem Kreisel
vordemHorentaltunnel zu stark
aufsGas gedrückt. Er gerietmit
dem Auto ins Schlingern und
krachte in die Tunnelwand.Die
Polizei nahm dem Junglenker
denFührerausweis ab, seinAuto
wurde sichergestellt. (az)

Polizei schnapptdrei
jungeEinbrecher

Westaargau In einem Einfami-
lienhaus in Unterentfelden ist
amFreitagmittageingebrochen
worden. Hausbewohner über-
raschtendasEinbrechertriound
meldetendies sofortderPolizei.
Diese nahm nach einer Verfol-
gungsjagdaufdemA1-Rastplatz
Lenzburg drei Jugendliche fest.
Bei den Festgenommenen han-
delt es sich umzwei Serbenund
eine Kroatin im Alter zwischen
15 und 17 Jahren. (az)

Bonuszahlungen für die zwei fehlbaren Ärzte ?
Offene Fragen Die Geschäfts-
prüfungskommission (GPK)des
Grossen Rates hat zwei Jahre
lang Vorkommnisse rund um
falsche Abrechnungen an den
Kantonsspitälern inAarau (KSA)
und Baden (KSB) untersucht.
Am Donnerstag hat die GPK
ihren Bericht vorgestellt. Dass
dieKommission tätigwurde, ist
auf einen Antrag der Grünlibe-
ralen zurückzuführen. In einer
Mitteilung hat sichdiePartei bei
GPKundFinanzkontrolle fürdie
Hartnäckigkeit bedankt. Aller-
dings ist die GLP genauso irri-

tiert wie die GPK, dass die Vor-
fälle trotz Untersuchung nicht
vollständig geklärt sind. Weiter
seienvieleFragenoffen,hält die
Partei fest. Zum Beispiel, wie
vieleMittel denSpitälernentzo-
gen worden sind oder welche
Rolle die Geschäftsleitungen
undVerwaltungsräte spielten.

Unklar sei zudem, welcher
Zeitraum mit Blick auf falsche
Abrechnungen untersucht wor-
den sei. Klarheit wünscht sich
die Partei auch zu den Resulta-
ten der durchgeführten Stich-
proben und deren Erhebungs-

methodik. Schliesslich fragen
dieGrünliberalen,welche straf-
rechtlichen Konsequenzen zu
erwarten sind. Und sie wollen
wissen, ob die Chefärzte trotz
ihrerVerfehlungennochBonus-
zahlungen erhalten haben.

Die Grünliberalen erwarten
von der Regierung, dass sie den
Empfehlungen der Geschäfts-
prüfungskommission folgt und
für Transparenz sorgt. Sie for-
dert eine rückblickendeKlärung
der Vorfälle und transparente
Lohnsysteme an Spitälern, wo
dies nochnicht der Fall ist. (nla)

Bildungsdirektor Alex Hürzeler zu Beginn des Schuljahrs bei einer Mittelschulklasse in Zofingen. Er will mit dem neuen Lohnsystem die Aargauer Schule stärken. Bild: Britta Gut (10.8.2020)

Neuer Lehrgang für
Quereinsteiger

Wer über 30 Jahre alt ist und
eine Vorbildung für ein Studium
besitzt, erhält ab dem Herbst-
semester 2021 erleichterten Zu-
gang zur Pädagogischen Hoch-
schule Nordwestschweiz. Nach
einem Jahr Vollzeitstudium er-
folgt der Einstieg in den Lehrer-
beruf, studienbegleitend zu 30
bis 50 Prozent. Angeboten wird
diese Variante für die Studien-
gänge Kindergarten/Unterstufe,
Primarstufe sowie Sekundar-
stufe. Bei abgeschlossenem
Studium erhalten die Studieren-
den das reguläre, schweizweit
anerkannte Lehrerdiplom. Die
Anmeldefrist läuft von 1. Januar
bis 28. Februar 2021. (az)

Unternehmen mit sozialem Auftrag
sind systemrelevant
Es braucht Menschen im Grossen Rat, welche die komplexen Herausforderungen

und die Wichtigkeit von guten Rahmenbedingungen verstehen.

Für diese Unternehmen, und somit für die Menschen mit Beeinträchtigung,

empfiehlt AVUSA die abgebildeten Kandidierenden zur Wahl.

Beat Bachmann

Brittnau
Maya Bally

Hendschiken
Lucien Baumgärtner

Strengelbach
Jürg Baur

Brugg
Martin Bhend

Oftringen
Regula Dell‘Anno

Baden-Dättwil
Therese Dietiker

Aarau
Michael Eichholzer

Oberlunkhofen
Sabina Freiermuth

Zofingen
Thomas Hoffmann

Wohlen
Hans-Ruedi Hottiger

Zofingen

Stefan Huwyler

Muri
Alfons Paul Kaufmann

Wallbach
Tonja Kaufmann

Hausen
Karin Koch Wick

Bremgarten
Roland Kuster

Wettingen
Thomas Leitch

Wohlen
Andreas Meier

Klingnau
Urs Plüss

Zofingen
Barbara Portmann

Lenzburg
Martina Sigg

Schinznach
Sabine Sutter-Suter

Lenzburg

Aargauischer Verband Unternehmen

mit sozialem Auftrag

Grossratswahlen 2020

www.avusa.ch
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Polizei ziehtAutos von
Lärmrowdysein
«Autoposer» Junge Männer, die die

Motoren ihrer getunten Autos aufheu-

len liessen, sorgtenwährenddesLock-

downs für aussergewöhnlich viele An-

rufebei denDeutschschweizerPolizei-

korps. Diese intensivierten daraufhin

ihre Kontrollen, wie eine Umfrage der

CH-Media-Zeitungenzeigt. Inder gan-

zenDeutschschweiz zogen siemehrere

hundert mit illegalen Bauteilen nach-

gerüstete Autos aus demVerkehr oder

schickten sie zurNachkontrolle bei der

Motorfahrzeugkontrolle. In mehreren

Kantonen fordern Politiker nun Lärm-

blitzer – so auch im Aargau. Verkehrs-

soziologe Timo Ohnmacht von der

Hochschule Luzern schlägt als mögli-

che Massnahmen Rückmeldesysteme

direkt im Cockpit oder Dezibelanzei-

gen anAmpeln vor. (lfh) Inland

Gewerbehofft aufneue
Beschaffungsregeln

Grossaufträge DerUnterschiedbetrug

nur 120000 Franken bei einem Auf-

tragsvolumen von 22,5Millionen Fran-

ken.Abererwarentscheidend:DieRhä-

tische Bahn vergab den Auftrag für die

Sanierung des Arosertunnels an ein

Konsortium, das Teil des russischen

BaukonzernsRenaissanceGroup istund

einemtürkischenMilliardärgehört.Das

einheimischeBündnerGewerbe,dasein

halbes Prozent teurer offeriert hatte,

guckte indieRöhre.DerBündnerRegie-

rungsrat verteidigt den Entscheid der

RhätischenBahn.KriterienwieOrtsan-

sässigkeit oder Verwendung einheimi-

scher Produkte seien «nicht zulässig».

Dochdasdürftesichbaldändern.Grau-

bündenundandereKantone revidieren

ihrBeschaffungsrecht. (pmü)Wirtschaft

MehrLohn fürdie
AargauerLehrkräfte
Schule Ab dem Jahr 2022 sollen Leh-

rerinnen und Lehrer imAargau besser

entlöhnt werden als bisher. Ein neues

Lohnsystem, das neben dem Lebens-

alter auchdieBerufserfahrungunddie

spezifische Funktion berücksichtigt,

soll dafür sorgen, dass die Löhne mit

jenen der umliegenden Kantone kon-

kurrenzfähig sind. Heute erhalten

Lehrpersonen imAargau tiefereLöhne

als ihre Kolleginnen beispielsweise in

den Kantonen Zürich und Solothurn.

Die Folge davon ist, dass ausgebildete

Pädagogen ihreStelle lieberdort antre-

ten.UmdemLehrermangel entgegen-

zuwirken, sei ein neues System nötig,

sagendie Schulverbände.DieSVPhin-

gegenkündetan, inderaktuellenfinan-

ziellen Lage das teure Projekt nicht zu

unterstützen. (eva) Region

Regierung soll Spitäler
besserkontrollieren
Chefarzt-Affäre Die grossrätliche Ge-

schäftsprüfungskommission hat diese

Woche ihren Bericht zu den falschen

AbrechnungendurchChefärzte anden

beiden Kantonsspitälern vorgestellt.

Die Kommission kommt zum Schluss,

dassdieRegierung ihreAufsichtsfunk-

tionungenügendwahrgenommenhat.

Für die SP zeigt derBericht, dass es bei

Firmen imBesitzderöffentlichenHand

«klare und eindeutigeKontrollmecha-

nismen des Staates braucht». Regel-

mässige Gespräche zwischen Regie-

rung und Spitalverantwortlichen wür-

den offenbar nicht reichen, sagt Frak-

tionspräsidentin Claudia Rohrer. Sie

schliesst nicht aus, dass künftig ein

Regierungsrat im Verwaltungsrat der

Spitäler sitzen soll. (nla) Region

Verflucht!
Es braucht nicht viel, und gestandene Politiker rasten

aus. Klimastreiks und die Coronakrise legen dieNerven

blank. Sind die Ausfälligkeiten von dieserWoche

Einzelfälle – oder haben sie System? Erlebenwir die

Trumpisierung der Schweizer Politik? Schwerpunkt

Sitze hat die SP Aargau
im Grossen Rat. Und wie
viele nach den Wahlen?

Region

27

Bund «Wochenende»

Es wird kälter.
Wolldecken
taugen zum Mode-
trend der Stunde.

Bund «Wochenende»

Alicia Keys ist
Sängerin – und
Aktivistin. «Frauen
sind zu nett», sagt
sie im Interview.

Suzanne
Marclay-Merz
wieder in den Grossen Rat

BISHERHERBISHBISH

stephanattiger.ch

Att iger
Wieder in den Regierungsrat

Stephan
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Fehlerhafte Abrechnungen in den Kantonsspitälern 
 
Verbesserung der Public Corporate Governance ist nötig 
 
Die Aargauer Spitäler sind Teil des Service public. Werden Aufgaben des Staates 
ausgelagert, ist es äusserst wichtig, nicht nur die Aufgabenerfüllung und die Finanzen 
zu kontrollieren, sondern auch die Kontrolle des Staates zu stärken. Die SP Aargau 
verlangt vom Regierungsrat, die Eignerstrategie zu verfeinern und insbesondere mehr 
Ressourcen für die Aufsicht einzusetzen. 
 
Die fehlerhaften Abrechnungen an den kantonalen Spitälern sind beunruhigend. Die SP 
Aargau bedankt sich bei den Mitgliedern der GPK für deren Bericht und die klar formulierten 
Ergebnisse. Auch aus Sicht der SP entbindet die rechtliche Ausgestaltung der Spitäler als AG 
den Regierungsrat nicht davon, seiner Oberaufsichtspflicht umfassend nachzukommen. Es 
braucht auch bei nach privatrechtlichen Grundsätzen geführten Firmen im Besitz der 
öffentlichen Hand klare und eindeutige Kontrollmechanismen des Staates. Dieser kann und 
darf sich nicht aus dem Service Public zurückziehen.  
 
Sehr viele Mitarbeitende auf allen Stufen in den beiden Spitälern verhalten sich vorbildlich und 
korrekt. Die internen Kontrollsysteme müssen die Ausnahmefälle erkennen, die staatliche 
Aufsicht hat diese interne Aufsicht zu stärken und im Sinne einer Oberaufsicht zu kontrollieren. 
 
Für die SP Aargau ist der Bericht eine sehr gute Diskussionsgrundlage um auszuloten, wie die 
Regeln der Corporate Governance bei Gesellschaften in staatlichem Besitz verbessert werden 
können. Ob es dazu eine parlamentarische Untersuchungskommission braucht, wird der 
Grosse Rat entscheiden müssen. Für Gabriela Suter, Präsidentin der SP Aargau ist aber klar: 
«Für eine effektive Kontrolle muss der Regierungsrat auch die notwendigen Ressourcen 
bereitstellen und die richtigen Prioritäten setzen.» 
 
Claudia Rohrer, Fraktionspräsidentin der SP Aargau, sieht im vorliegenden Bericht auch eine 
klare Bestätigung, dass es eine Geschäftsprüfungskommission braucht: «Die jährlichen 
Eigentümergespräche und die Berichterstattungen der Spitäler an den Regierungsrat reichen 
offenbar nicht aus, um ein angemessenes Risikomanagement sicherzustellen. Die Richtlinien 
der Public Corporate Governance und die Eigentümerstrategien müssen überdacht werden.» 
 
Medienkontakte 
Gabriela Suter, Präsidentin SP Aargau, 076 432 40 27 
Claudia Rohrer, Fraktionspräsidentin SP Aargau, 079 652 54 00 

Sozialdemokratische Partei des Kantons Aargau 

Medienmitteilung 
 

Aarau, 25. September 2020 
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